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LAURENZ   MEYER: 

Jeder weitere Tag Rot-Grün 
ist ein verlorener Tag für 

Deutschland 
^ur Entscheidung der 
k^D, einen Sonderpartei- 
^8 abzuhalten, erklärte 
der CDU-Generalsekretär: 

Das    rot-grüne    Chaos 
wird von Woche zu Woche 
größer. Letzte Woche kein 
Part  • aneitag, nun  auf einmal 
a°ch - offensichtlich ist der 

Kanzler handlungsunfähig. 
Schröder muss sich den Par- 
tei-Linken beugen und seine 
Pläne von einem Sonderpar- 
teitag absegnen lassen. Tag 
für Tag offenbart sich immer 
mehr der Autoritätsverrlust 
des Kanzlers. 
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Fortsetzung Seite. 2 

Wieder werden Monate 
vergehen, ohne dass Klar- 
heit über die Reformvorha- 
ben der Regierung besteht. 
Und mit dem Zugeständnis 
des Parteitags ist offensicht- 
lich auch Schröders Ankün- 
digung vom Tisch, seine Plä- 
ne „Eins zu Eins" umzuset- 
zen - trotz des Drucks, den 
der Kanzler dem Parteitag 
bereits androht. Dabei ist 
Schröders „Agenda 2010" 
ohnehin nicht die große Lö- 
sung für die von Rot-Grün 
mitverursachten Probleme. 
Dass der Kanzler allerdings 
noch nicht einmal die Kraft 
hat, sein Mini-Programm 
durchzusetzen, lässt nichts 
Gutes ahnen für die dringend 
nötigen langfristigen Struk- 
tur-Reformen der sozialen Si- 
cherungssysteme. Jeder wei- 
tere Tag Rot-Grün ist ein ver- 
lorener Tag für Deutschland. 

PRESSESTIMMEN 

„ Was ist das bloß für eine 
unterirdische Debatte in 
der SPD! Das Diskussions- 
niveau in der Sozialdemo- 
kratie ist erbärmlich." 

Kieler Nachrichten/19.4. 

Dieser Kanzler und seine 
Partei kosten Deutschland 
viel zu viel Zeit. Monat für 
Monat steigen die Arbeits- 
losenzahlen und senken die 
Wirtschaftsforscher ihre 
Prognosen. Doch statt Refor- 
men mutig und entschlossen 
anzugehen, wird sich die 
SPD auf Regionalkonferen- 
zen und dem Sonderparteitag 
weitere Wochen streiten. Sie 
trägt ihre innerparteiliche 
Zerrissenheit auf dem Rük- 
ken von Wirtschaft, Bürgern 
und Arbeitslosen aus. Das 
lässt für die kommenden Mo- 
nate Schlimmes befürchten- 
Selbst wenn die SPD aus So- 
lidarität mit ihrem Vorsitzen- 
den noch weiter verwässer- 
te Vorschläge beschließen 
wird, so zeigt die Entschei- 
dung für den Sonderpartei- 
tag,dassdie Handlungsfähig- 
keit der rot-grünen Regie- 
rung vollends am Ende ist. 

„Das Format eines Politi- 
kers zeigt sich entgegen 
Schröders bisherigen Hand- 
lungen eben nicht daran, 
dass er die Stimmungen in 
der Bevölkerung erspürt und 
dann zur Maxime seines 
Handelns macht." BZ719.4. 
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Deutschland in der Abwärtsspirale 
Negative Schlagzeilen über 
die Wirtschaftslage in 
Deutschland sind traurige 
Gewohnheit unter Rot- 
Grün . Doch in diesen Tagen 
zeigt sich mit besonderer 
Dramatik, in welche per- 
spektivlose Lage Rot-Grün 
das Land geführt hat: 

Die Prognosen sind düster: 
• Deutschland ist auch in 
diesem Jahr Wachstums- 
schlusslicht in der EU - nur 
Um0,5 % wird die Wirtschaft 
Sachsen (Frühjahrsgutach- 
ten 2003 der Wirtschaftsfor- 
schungsinstitute). 
* Es werde schwierig, 2003 
die Verschuldungsgrenze des 
EU-Stabilitätspakts einzu- 
halten, (Barbara Hendricks, 
Staatsekretärin im Bundesfi- 
nanzministerium). Deutsch- 
end werde das höchste 
Staatsdefizit in der EU ver- 
*eichnen (Eurostat). 
• Die Arbeitslosigkeit wird 
lrn Jahresdurchschnitt bei 
Ca-4,4Mio. liegen und damit 
den Vorjahresschnitt um 
3°0.000 übersteigen. Die 
Wirtschaftsinstitute gehen 
llri Frühjahrsgutachten so- 
§ar von 4,5 Mio. Arbeitslo- 
hn aus. 

Doch damit nicht genug. 
Gewaltige neue Finanzlö- 
cher tun sich bereits auf: 
* Die Steuereinnahmen bre- 
chen weiter ein. Im ersten 
Quartal gab es nach Anga- 

ben aus Regierungskreisen 
schon 4,2 % weniger Einnah- 
men (rund 1,6 Mrd. Euro) als 
im Vorjahr. Setzt sich dieser 
Trend fort, wird Finanzmini- 
ster Eichel allein dadurch ge- 
zwungen, mit einem Nach- 
tragshaushalt seine Finanz- 
planung zu korrigieren. 
• Die Bundesanstalt für Ar- 
beit wird in diesem Jahr einen 
Bundeszuschuss benötigen, 
der weit über den 5,6 Mrd. 
Euro aus dem Vorjahr liegt. 
Jahresdurchschnittlich 
300.000 Arbeitslose mehr 
verursachen nach einer Faust- 
formel des Bundesarbeitsmi- 
nisteriums ca. 1 Mrd. Euro zu- 
sätzliche Kosten. Dabei hatte 
Rot-Grün den Bundeszu- 
schuss für die Bundesanstalt 
im Haushalt 2003 mit Null an- 
gesetzt, obwohl die weitere 
Verschlechterung auf dem 
Arbeitsmarkt absehbar war. 
• Bei den Rentenkassen 
schrillen die Alarmglocken. 
Trotz der Beitragserhöhung 
am Jahresanfang ist die 
Schwankungsreserve der 
Rentenkassen im März auf 
ihr gesetzliches Mindest- 
maß von einer halben Mo- 
natsausgabe geschrumpft. 
In den einnahmeschwachen 
Monaten im Herbst müssen 
die Kassen deshalb voraus- 
sichtlich Kredite aufneh- 
men, um die Renten über- 
haupt  zahlen  zu  können. 

Die Folge: Weitere Bei- 
tragserhöhungen trotz Öko- 
Steuer. 

Deutschlands Wirtschaft 
stagniert. Der Bundeshaus- 
halt besteht aus lauter Lö- 
chern wegen falscher Steu- 
erpolitik. Die sozialen Si- 
cherungssysteme sind ma- 
rode - wegen rot-grüner 
Reform verwe i gerung. 

Und was tut die SPD? 
Erst kündigte Schröder eine 
große Rede an, dann kam ein 
kleines Reformprogramm - 
mit ein paar guten Ideen, 
aber ohne wirkliche Kraft. 
Die SPD beschäftigt sich lie- 
ber mit sich selbst - Sonder- 
parteitag, Mitgliederbegeh- 
ren, Flügelkämpfe und die 
Diskussion um die politi- 
sche Wiederbelebung La- 
fontaines. Die Zugeständ- 
nisse, die die SPD-Linke 
jetzt fordert, würden weitere 
Milliardenlöcher aufreißen: 
Verzicht auf die Zinsab- 
geltungssteuer, Investi- 
tionsprogramme, Status quo 
beim zweiten Arbeitsmarkt. 

Deutschland kann sich 
keine SPD leisten, die ange- 
sichts der dramatischen Lage 
des Landes entweder mo- 
natelang handlungsunfähig 
bleibt oder ihren inneren 
Streit mit noch mehr Staats- 
verschuldung löst. Jeder Tag 
Rot-Grün ist ein verlorener 
Tag für Deutschland. 
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1 Z U M     POLITISCHEN     GEGNER 

„Störfeuer" von links - eine Chronologie 
• 113yi43.GerhardSchrö- 
der kündigt weitreichende 
Reformen der Sozialssyste- 
me an. „Das wird schwierige 
und die Menschen bela- 
stende Prozesse fordern", 
sagt der Kanzler. 
• 153. Der Arbeitnehmer- 
flügel der SPD um Ottmar 
Schreiner lehnt die Reformen 
ab. Auch der DGB ist empört. 
• 11.4. Zum ersten Mal in 
der Geschichte der SPD 
wird ein Mitgliederbegeh- 
ren gestartet. Unter dem 
Motto „Wir sind die Partei" 
revoltieren 12 Parteilinke 
gegen Schröders Reformen. 
Der Mit-Initiator und Ab- 
geordnete Rüdiger Veit be- 
gründet die Aktion so: „Es 
muss verstanden werden, 
dass unten der Teufel los 
ist." Die SPD-Spitze wird 
von der Aktion völlig über- 
rascht. 

Laut Satzung müssen 
zehn Prozent der Mitglieder, 
also 70 000 Genossen, das 
Begehren unterzeichnen. Im 
Erfolgsfall schließt sich ein 
Mitgliederentscheid an, der 
- wenn er eine Mehrheit fin- 
det - einem Parteitagsbe- 
schluss gleichkommt. 
• 12.4. Franz Müntefering 
attackiert die Initiatoren des 
Mitgliederbegehrens scharf. 
Ihre Kritik sei „unfair", weil 
sieder Fraktion nichts von ih- 
rer Aktion gesagt hätten. 

• 14.4. Die SPD-Führung 
gibt dem Widerstand der Ba- 
sis gegen die Reformpläne 
nach und beschließt einen 
Sonderparteitag für den er- 
sten Juni. Dabei gehe es auch 
um die Regierungsfähigkeit 
Schröders, betont SPD-Ge- 
neralsekretär Olaf Scholz. 
Die SPD-Linke will nach 
wie vor an dem Mitglieder- 
begehren festhalten. 
• 15.4. Die SPD befindet 
sich nach Ansicht des Parla- 
mentarischen Geschäftsfüh- 
rer der SPD-Bundestagsfrak- 
tion Wihelm Schmidt in ei- 
ner ähnlichen Situation wie 
1982, als Bundeskanzler Hel- 
mut Schmidt gestürzt wurde. 
„Auch damals ging das so 
ähnlich los", sagt Schmidt. 
• 15.4. Franz Müntefering zi- 
tiert die zwölf Abweichler zu 
einem Krisengespräch. Sechs 
Abgeordnete erscheinen, der 
Rest ignoriert die Einladung. 
Beide Seiten bleiben hart. 
Müntefering spricht von „Ver- 
trauensbruch", der die Re- 
gierungsfähigkeit gefährde. 
• 16.4. Wolfgang Thierse 
warnt die SPD: Sollte die 
Partei die „Notwendigkeit 
von Veränderungen" nicht 
erkennen, werde sie „die 
nächsten zehn oder 20 Jahre 
weg vom Fenster" sein. 
• 17.4. Schröder nennt die 
Durchsetzung seiner Vor- 
schläge einen „Testfall für 

die Regierungsfähigkeit der 
Partei für mindestens dieses 
Jahrzehnt". 
• 17.4. In einem Brief an 
alle SPD-Abgeordneten 
schreibt Müntefering, das 
Mitgliederbegehren „bringt 
uns an den Rand der Hand- 
lungsunfähigkeit und ge- 
fährdet unsere Regierungs- 
fähigkeit". Und weiter: „Ich 
fühle mich als Fraktionsvor- 
sitzender in der Sache hin- 
tergangen." 
• 18.4. Die SPD-Linke um 
Ottmar Schreiner kündigt 
für den Sonderparteitag Ge- 
genvorschläge zu den Re- 
formen an. Zur Finanzie- 
rung könne die Neuver- 
schuldung auf bis zu fünf 
Prozent des BSPerhöht wer- 
den. Er plädiert auch für die 
Wiedereinführung der Ver- 
mögenssteuer. 
• 19.4. Schreiner signali- 
siert einen möglichen Ver- 
zicht auf das Mitglieder-be- 
gehren. Bedingung: Keine 
pauschale Abstimmung 
über die Reformen auf dem 
Sonderparteitag. 
• 22.4. In der „Bild"-Zei- 
tung bezeichnet Ex-SPD- 
Chef Oskar Lafontaine 
Schröders Sozialpolitik als 
„Rückfahrt ins 19. Jahrhun- 
dert". Der Kanzler verkaufe 
die Wähler „für dumm" und 
verlange von seiner Parte' 
„Wortbruch". 
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Vo/j ftnfa nocA rechts: Erwin Marschewski, Angela Merkel und Wolfgang 
Bosbach. 

INTEGRATION   UND   ZUWANDERUNG1 

ANGELA   MERKEL,   ERWIN   MARSCHEWSKI,   WOLFGANG   BOSBACH: 

Sprachtests - Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Integration 

Anlässlich der bevorste- 
henden Beratungen über 
das Zuwanderungsgesetz 
trafen sich die Vorsitzende 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Angela Mer- 
kel, der stellvertretende 
*r a ktions vor sitzende, 
Wolf gang Bosbach, und 
der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe „Vertriebene 
und Flüchtlinge", Erwin 
Marschewski mit dem Vor- 
sitzenden der Landsmann- 
schaft der Deutschen aus 
Russland, Adolf Braun. 

In dem Gespräch stellte 
Angela Merkel heraus, dass 
das Scheitern des rot-grünen 
Zuwanderungsgesetzes vor 
dem Bundesverfassungsge- 
r,cht die Chance biete, die 
Schlimmsten Nachteile, die 
"^'t diesem Gesetz für die 
Gnippe der deutschen Spät- 
au-ssiedler verbunden waren, 
Zu korrigieren. So werde die 
Union darauf bestehen, dass 
Deim Führen des Abstam- 
•nungsnachweises die Gene- 
ration der Großeltern nicht, 
wie von Rot-Grün geplant, 
ausgeklammert werde. Denn 
0les würde zu einer Aushöh- 
Ung der Grundvermutung 

des allgemeinen Kriegsfol- 
§enschicksals führen und der 

Verantwortung für diese 
Schicksalsgruppe wider- 
sprechen. 

Außerdem werde sich die 
Union für eine einmalige 
Wiederholbarkeit des Sprach- 
tests für die Antragsteller im 
Anerkennungsverfahren als 
Spätaussiedler einsetzen. Es 
sei aber auch notwendig, 
künftig ein noch größeres 
Augenmerk auf eine erfolg- 
reiche Integration der zu uns 
kommenden Spätaussiedler 
und ihrer Familien zu lenken. 
Rot-Grün habe hier schwere 
Fehler begangen, indem in 
den letzten Jahren die Eta- 
tansätze in diesem Bereich 
regelrecht geschliffen wor- 
den seien. Voraussetzung für 
eine erfolgreiche Integration 
in Deutschland sei, dass auch 
die ausländischen Familien- 

angehörigen und Abkömm- 
linge des Spätaussiedlers die 
deutsche Sprache erlernen 
müssten. 

Um die Integration der 
Spätaussiedler und ihrer Fa- 
milien zu erleichtern und de- 
ren Akzeptanz zu erhöhen, 
sollten daher nach dem Wil- 
len der Union künftig die aus- 
ländischen Familienange- 
hörigen und Abkömmlinge 
des Spätaussiedlers bereits 
vor der Ausreise nachwei- 
sen, dass sie ein einfaches 
Gespräch in Deutsch führen 
könnten. Ebenso werde die 
Union an ihrer Forderung 
nach einer Sprachförderung 
im Umfang von 900 Stunden 
für alle Spätaussiedler und 
weitere 300 Stunden für Per- 
sonen bis zu einem Alter von 
27 Jahren festhalten. 
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EUROPA-KONVENT 

ERWIN   TEUFEL 

Klare Kompetenzen in Europa 
Was soll in der europäi- 
schen Verfassung stehen? 
Welche Prinzipien und 
welche Institutionen sollen 
dort festgeschrieben wer- 
den? Über diese Themen 
referierte Erwin Teufel vor 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. Erwin Teufel 
ist Mitglied des europäi- 
schen Konvents, der zur 
Zeit eine europäische Ver- 
fassung ausarbeitet. 

In seinen Ausführungen 
ging Erwin Teufel zunächst 
auf die Chance der europäi- 
schen Erweiterung ein. Die 
Zeitenwende von 1989 habe 
die einmalige Möglichkeit 
gebracht, das Europa der 
Sechs nach Erweiterungen 
im Süden, Westen und Nor- 
den nun auch nach Osten und 
Südosten zu erweitern. Dies, 
unterstrich Teufel, erfordere 
die „Beitrittsfähigkeit der 
zehn Beitrittsländer, aber 
auch die Beitrittsfähigkeit 
der Europäischen Union, die 
Gemeinschaft der 15." 

Mit der großen Zahl der 
neuen Mitglieder werde aber 
auch eine grundlegende Re- 
form unumgänglich. Die bis- 
herige Reform-Methode rei- 
che nicht mehr aus. Sie sei 
mit dem ergebnisschwachen 
Gipfel in Nizza an ihr Ende 
gekommen.  Nach  Ansicht 

Teufels werde die Ausar- 
beitung einer europäischen 
Verfassung auch deshalb 
nötig, weil Europa in den 
Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union, einschließ- 
lich Deutschlands, immer 
mehr an Akzeptanz verliere. 
„Während wir über Jahr- 
zehnte in Deutschland Zu- 
stimmungen von 70 und 80 
Prozent hatten, haben wir 
heute von Monat zu Monat 
eine Zustimmungsquote, die 
unter 50 Prozent liegt." Als 
Ursache nannte Teufel eine 
„überwuchernde Bürokratie, 
Kopflastigkeit, Regelungs- 
dichte, Zentralisierung". Eu- 
ropa sei für viele unüber- 
schaubar geworden. 

Subsidiarität 

Teufel bekannte sich zu ei- 
ner intelligenten Anwendung 
des     Subsidiaritätsprinzips. 

Dieses Prinzip besage zu- 
nächst, dass jeder für sich und 
seinen unmittelbaren Um- 
kreis verantwortlich sei. Als 
Staatsprinzipbedeutees,dass 
„die kleinste Einheit das ur- 
sprüngliche Recht hat, und 
das sind die Gemeinden und 
Städte". Eine Aufgabe solle 
nur eine Stufe höher gegeben 
werden, wenn nachweislich 
die untere Einheit überfordert 
sei. So sollten dann Aufgaben 
über die Länder und den B und 
bis zur europäischen Ebene 
abgegeben werden. „Ich will 
ein starkes Europa, aber Eu- 
ropa ist nicht dann stark, 
wenn es möglichst viele Auf- 
gaben wahrnimmt, sondern 
wenn es die richtigen Aufga- 
ben wahrnimmt", erklärte 
Teufel. Was die richtigen 
Aufgaben sind, ließe sich klar 
definieren. Es seien die Auf- 
gaben, die über die Kraft des 
Nationalstaates hinausge- 
hen. Etwa könne sich kein 
Land heute allein verteidi- 
gen. Ebenso würden ein eu- 
ropäischer Binnenmarkt und 
eine europäische Außenhan- 
dels-,Währungs-,Agrar-und 

Großforschungspolitik ge- 
braucht. Eine vernünftige 
Umsetzung des Subsi- 
diaritätsprinzips bedeutet 
nach Einschätzung Teufels 
jedoch auch, dass Aufgaben 
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von der EU wieder an klei- 
nere Einheiten abgegeben 
Werden. „Wenn Europa wie- 
der Akzeptanz finden soll, 
dann muss es vom Kopf auf 
die Füße gestellt werden. Und 
die Füße, das Fundament, das 
sind die Städte und Gemein- 
den, die über Jahrhunderte 
hinweg Europa ausgemacht 
haben." Besondere Auf- 
merksamkeit verdienen nach 
Aussage Teufels dabei die 
deutschen Länder- aus min- 
destens zwei Gründen. Er- 
stens seien von den zehn Län- 
dern, die 2004 der Europäi- 
schen Union beitreten, neun 
deiner als Nordrhein-West- 
falen, Bayern oder Baden- 
Württemberg. Zweitens 
seien die deutschen Länder 
n'cht mit Regionen anderer 
Ländern zu vergleichen, 
^enn sie seien Staaten - mit 
eigenen Verfassungen, eige- 
nen Verfassungsgerichten 
Und Parlamenten sowie eige- 
ner Haushaltshoheit. „Das 
^uss auch auf europäischer 
kbene zur Kenntnis genom- 
men werden", sagte Teufel. 

Kompetenzen 

Eingehend erläuterte Teu- 
el dann seine Vorstellungen 

darüber, 
scher 

was  ein  europai- 
Verfassungsvertrag 

enthalten sollte. Einerstes un- 
abdingbares Element seien 

le Grund- und Menschen- 

rechte. Dabei zeichne sich ab, 
dass der Vorschlag, den ein 
erster Konvent unter Vorsitz 
des früheren deutschen Bun- 
despräsidenten Roman Her- 
zog erarbeitet hatte, vollstän- 
dig übernommen werde. Ein 
zweites Element, das in je- 
dem Fall Niederschlag in der 
Verfassung finden muss, sei 
eine klare Kompetenzord- 
nung. Es müsse „die Frage 
beantwortet werden, wer was 
tut und wer wofür verant- 
wortlich ist", sagte Teufel. 
Doch die Festschreibung ei- 
ner klaren Kompetenzord- 
nung sei keineswegs unstrit- 
tig. So habe der Präsident Gis- 
card d'Estaing drei Artikel 
vorgeschlagen - zum einen 
mit einer ausschließlichen 
EU-Kompetenz, zum zwei- 
ten mit einer gemischten 
Kompetenz und zum dritten 
mit einer ergänzenden Kom- 
petenz. Die Regierungen 
Spaniens und Portugals je- 
doch lehnten diese Kompe- 
tenzordnung ab. Aus deut- 
scher Sicht ist eine Kompe- 
tenzordnung nach Einschät- 
zung Teufels jedoch nicht 
verhandelbar. Teufel schlug 
vor, Giscard d'Estaings drei 
Artikel um einen vierten zu 
ergänzen. Dieser solle festle- 
gen, „womit sich Europa auf 
gar keinen Fall kümmern 
darf, nämlich um die innere 
Ordnung eines Mitgliedstaa- 
tes". Diese sei Sache der na- 
tionalen     Verfassung,     in 

Deutschland also des Grund- 
gesetzes. Eine solche Reich- 
weiten-Begrenzung der eu- 
ropäischen Verfassung 
könne die nationalen Iden- 
titäten der Mitgliedstaaten si- 
chern. 

Nach einer Skizzierung 
der Beteiligungsmöglichkei- 
ten der nationalen Parla- 
mente, einer gemeinsamen 
Außen-und Sicherheitspoli- 
tik und einer Stärkung des Eu- 
ropäischen Parlaments 
sprach sich der baden-würt- 
tembergische Ministerpräsi- 
dent dafür aus, einen Gottes- 
bezug in eine europäische 
Verfassung zu integrieren. 
Dies sei notwendig, um „Eu- 
ropa eine Seele zu geben." 
Die europäische Identität sei 
geprägt vom griechischen 
Geist,dergriechischen Philo- 
sophie, dem römischen 
Recht, das bis heute in allen 
europäischen Staaten die 
Rechtssysteme bestimmt, 
dem Eingottglauben des Ju- 
dentums und einer 2000- 
jährigen Religions- und Kul- 
turgeschichte des Christen- 
tums. Andere wichtige Ele- 
mente seien der Humanis- 
mus, die Aufklärung und die 
große Verfassungstradition 
Frankreichs und der Verei- 
nigten Staaten und Großbri- 
tanniens. „Das alles macht 
europäische Identität aus, ist 
unser Fundament und sollte 
im Grunde auch als Funda- 
ment beschrieben werden." 
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UNIONS-INNENMINISTER-KONFERENZ 

Abschreckung durch genetischen 
Fingerabdruck 

Die zehn von der CDU/ 
CSU gestellten Innenmini- 
ster und -Senatoren haben 
auf ihrer zweitägigen Ta- 
gung auf Schloss Eckberg 
in Dresden eine Erweite- 
rung der rechtlichen Mög- 
lichkeiten zur Nutzung der 
DNA-Analyse-Datei ge- 
fordert. 

„Gerade von Dresden, das 
genau vor 100 Jahren die 
Wiege des daktyloskopi- 
schen Fingerabdruckes des 
20. Jahrhunderts war, sol Idas 
Signal ausgehen, dass künf- 
tig die DNA-Analyse der 
genetische Fingerabdruck 
des 21. Jahrhunderts wird!", 
so Sachsens Innenminister 
Horst Rasch. 

Die erhobene Forderung 
begründen die Innenpolitiker 
in zwei Richtungen: Einer- 
seits ermögliche eine umfas- 
sende Anwendung der DNA- 
Analyse in Zukunft die ra- 
sche Aufklärung von Strafta- 
ten. „Nicht nur schwere und 
schwerste Straftaten, bei de- 
nen bislang die DNA-Ana- 
lyse zulässig ist,belasten und 
beunruhigen die Bevölke- 
rung. In einem ersten Schritt 
müssen zunächst alle Sexual- 
delikte und dann auch son- 
stige Straftaten von einiger 

Erheblichkeit hier einbezo- 
gen werden. Untersuchun- 
gen belegen, dass minder- 
schwere Sexualstraftaten 
häufig den Einstieg von Tä- 
tern in Delikte mit einem 
höheren Gewaltpotenzial 
darstellen. Andererseits gehe 
von den immensen Untersu- 
chungs- und Aufklärungs- 
möglichkeiten des geneti- 
schen Fingerabdrucks eine 
erhebliche Abschreckungs- 
wirkung für potenzielle 
Straftäter aus. „Wer sich dar- 
über im Klaren sein muss, 
dass das Hinterlassen einer 
einzigen Körperzelle am Tat- 
ort, egal ob Haar, Speichel, 
Sperma oder sogar Hautab- 
rieb, mit absoluter Sicherheit 
zu Identifizierung, Fahn- 
dung, Festnahme und Verur- 
teilung führen kann, wird es 
sich zweimal überlegen, ob 
er die Straftat nicht besser un- 
terlässt." Damit verhindere 
die DNA-Analyse letztlich 
Straftaten und erhöhe unmit- 
telbar die Sicherheit der Be- 
völkerung. 

Forderungen 

Die Konferenz der uni- 
onsgeführten Bundesländer 

forderte deshalb, unterstützt 
vom innenpolitischen Spre- 
cher der CDU/CSU-Frak- 
tion im Deutschen Bundes- 
tag, Wolfgang Bosbach: 
• eine Erweiterung des Ka- 
talogs der Anlasstaten auch 
bei Verurteilten (so ge- 
nannte Altfälle), 
• eine bundesweite Verlän- 
gerung der Aufbewahrungs- 
fristen für DNA-Material 
• einen Verzicht auf rich- 
terlichen Beschluss bei Spu- 
renmaterial, 
• die Zulässigkeit der Ge- 
schlechtsbestimmung bei 
Spurenmaterial, 
• die Angleichung der Vor- 
aussetzungen für die DNA- 
Analyse an die für erken- 
nungsdienstliche Behand- 
lungen sowie 
• die Prüfung, ob zusätzli- 
che Regelungen in den Poli- 
zeigesetzen der Bundeslän- 
der nötig sind. 

„Unsere Forderung ist, 
dass von jedem Straftäter, 
von dem bislang der 'rich- 
tige Fingerabdruck' genom- 
men und ein Fahndungsfoto 

angefertigt werden darf, 
künftig auch eine Speichel- 
probe zur Erstellung des ge- 
netischen Fingerabdrucks 
genommen    werden    dart- 
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^ies ist nicht belastender als 
die herkömmliche erken- 
nungsdienstliche Behand- 
lung", sind Rasch und Bay- 
erns Innenminister Beck- 
stein überzeugt. 

Vor diesem Hintergrund 
beschlossen die Innenmini- 
ster und -Senatoren der B- 
Länder, bis zur Sommer- 
Pause eine Bundesratsinitia- 
tive unter Federführung Ba- 
den-Württembergs zu er- 
greifen, die einen erweiter- 
en Einsatz dieses hochmo- 
dernen Analyseverfahrens 
Ersieht. 

Weitere Themen 

Weitere Themen der Be- 
ttungen waren: 

* Polizeiliche Kompetenz- 
Erteilung zwischen Bund 
u«d Ländern: 

Die Ausdehnung des Zu- 
ständigkeitsbereiches    des 
Bundesgrenzschutzes (BGS) 
J^1 Grenzgebiet auf 50 km 

•efe ins Binnenland sowie 
dle Umbenennung des BGS 
n  »Polizei   des   Bundes" 
ehnten  die  Innenminister 
nd -Senatoren ebenso ab 
16 die geplante Erweite- 

Ung präventivpolizeilicher 
efugnisse des Bundeskri- 

^'nalamtes(BKA).DieBGS- 
uständigkeitsausdehnung 
'derspricht einer Entschei- 

Ung    des    Bundesverfas- 

sungsgerichtes. Dieses hatte 
1998 festgestellt, dass der 
BGS nicht zu einer allge- 
meinen , mit den Länderpoli- 
zeien konkurrierenden Bun- 
despolizei ausgebaut wer- 
den und damit seinen Cha- 
rakter als Polizei mit be- 
grenzten Aufgaben verlie- 
ren darf. Nach Ansicht der 
Innenminister und -Senato- 
ren hat sich die bisherige 
Kompetenzverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern 
bewährt. Unterschiedliche 
Auffassungen bestehen dies- 
bezüglich derzeit z. B. über 
die Zuständigkeitsabgren- 
zung auf Bahnhöfen, die zu- 
nehmend zu Einkaufs-, Er- 
lebnis- und Kommunikati- 
onszentren umgestaltet wer- 
den,oderbei der Er-mittlung 
in Todesfällen auf Bahnan- 
lagen („zweifelsfreie Sui- 
zide"). Hier plädieren die 
Unionspolitiker für eine ori- 
ginäre Zuständigkeit der 
Länderpolizeien. Insbeson- 
dere die Einkaufszentren in 
den modern gestalteten 
Bahnhöfen dienen nicht 
mehr der Abwicklung und 
Sicherung des Reise- und 
Güterverkehrs. Viel wichti- 
ger als eine Erweiterung von 
Bundeszuständigkeiten wä- 
re nach Auffassung der Mi- 
nisterein zukünftig noch in- 
tensiverer, zeitnäherer In- 
formationsaustausch zwi- 
schen BKA und den Län- 
dern (z.B. die beschleunigte 

Weitergabe von Informatio- 
nen über polizeiliche Er- 
mittlungsverfahren aus dem 
internationalen Bereich, zur 
Aufhellung von terroristi- 
schen und extremistischen 
Strukturen sowie Ermitt- 
lungstaktiken und -techni- 
ken, die zu Festnahmen oder 
anderen Ermittlungserfol- 
gen führten). 

• Integriertes Sicherheits- 
system: 

Die derzeitigen Überle- 
gungen zur Neuordnung des 
bestehenden Notfallvorsor- 
gesystems sollten sowohl 
zur Bewältigung von Groß- 
schadenslagen als auch in 
besonderen Gefährdungssi- 
tuationen in ein Gesamtkon- 
zept münden, bei dem die im 
Zivil- und Katastrophen- 
schutz mitwirkenden Orga- 
nisationen, die Polizeien 
von Bund und Ländern so- 
wie Kräfte der Bundeswehr 
koordiniert zusammenar- 
beiten können. Gerade die 
Bundeswehr sollte generell 
in den Bereichen, in denen 
sie über besondere Fähig- 
keiten (Airpolicing, Objekt- 
schutz, ABC-Gefahrenab- 
wehr) und über spezielle 
Ausstattung verfügt, unter- 
stützend eingesetzt werden 
können. Hierzu bedarf es 
nach Meinung der Minister 
einer klaren verfassungs- 
mäßigen und gesetzlichen 
Aufgabenzuweisung. 

UID 13/2003-9 



CDA 

6.  ZUKUNFTSPREIS 

Angela Merkels Leistungen gewürdigt 
Der 6. Zukunftspreis der 
Christlich-Demokrati- 
schen Arbeitnehmerschaft 
wird am 7.0ktober 2003 an 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und Frakti- 
onsvorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Angela Merkel, vergeben 
werden. Dies gab der Vor- 
sitzende der CDA und 
CDU-Präsidiumsmitglied, 
Hermann-Josef Arentz, 
auf dem CDA-Kommuni- 
kationsabend bekannt. 

Bei der Bekanntgabe wür- 
digte Hermann-Josef Arentz 
das Engagement von Angela 
Merkel, die seit ihrer Wahl 
zur Generalsekretärin der 
CDU im November 1998 im- 
mer wieder maßgebliche Im- 
pulse für die Modernisierung 
und Weiterentwicklung der 
Sozialen Marktwirtschaft 
gegeben habe. „Wir als CDA 
teilen mit Angela Merkel die 
Überzeugung, dass die Re- 
naissance von Werten und 
Tugenden notwendig ist und 
nach einer Politik verlangt, 
die    die   Grundwerte    als 

CDA 

Chance zu persönlichem En- 
gagement statt öffentlicher 
Versorgung, zu Teilhabe 
statt Bevormundung, zu 
mehr Füreinander statt Ge- 
geneinander begreift. Und 
die Renaissance von Werten 
und Tugenden - Werte wie 
Menschenwürde, Freiheit 
und Gerechtigkeit, Tugen- 
den wie Verlässlichkeit,Ehr- 
lichkeit und Leistungsbereit- 
schaft müssen Grundlagen 
eines neuen Gesellschafts- 
vertrages zur gesellschaftli- 
chen und wirtschaftlichen 
Erneuerung unseres Landes 
sein. Angela Merkel hat in 
den letzten Jahren viel für die 
notwendige programmati- 
sche Erneuerung der Union 
zum Thema Familie getan. 

Für die Bele- 
bung der 
Grundwerte- 
debatte und 
für den Ver- 
such, wirt- 
schaftliche 

Leistungsfähigkeit, soziale 
Verantwortung, Flexibilität 
und Sicherheit in eine neue 
Balance zu bringen. Diese 
Projekte sind natürlich noch 
nicht abgeschlossen. Des- 
halb verstehen wir die Ver- 
leihung des CDA-Zukunfts- 
preises an Angela Merkel 
auch als Ermutigung und Er- 
munterung, den eingeschla- 
genen Weg mutig weiter zu 
gehen. Wir als CDA werden 
sie dabei nach Kräften unter- 
stützen." 

Der Zukunftspreis wird 
seit 1997 verliehen. Die 
CDA ehrt damit Persönlich- 
keiten, die wesentliche Im- 
pulse für die Verwirkli' 
chung und Weiterentwick- 
lung der Sozialen Markt- 
wirtschaft geleistet haben- 
Bisherige Preisträger wa- 
ren: Dr. Jürgen Rüttgers. 
Jean-Claude Juncker, Df- 
h.c. Horst Teltschik, Dr. h.c- 
Lothar Späth und im letzten 
Jahr Reinhard Mohn. 
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EU-ERWEITERUNG 

Eine Vision wird zur politischen Realität 
Ais einen großen histori- 
schen Tag für Europa hat 
der Vorsitzende der EVP- 
EÖ- Fraktion im Europäi- 
schen Parlament, Hans- 
Gert Pöttering, die Zustim- 
mung des Europäischen 
Parlaments zum Beitritt 
v°n zehn neuen Mitglied- 
staaten zur Europäischen 
Union bezeichnet. 

Die Einigung Europas un- 
ter Einbeziehung der - heute 
ehemaligen - baltischen 
Sowjetrepubliken und War- 
Schauer-Pakt-Staaten, Mal- 
tas und Zyperns sei zur Zeit 
der ersten Direktwahl des 
Europäischen Parlaments 
'9"79 noch eine großartige 
"ision gewesen. Diese Vi- 
s,on werde heute zur politi- 
Schen Realität Europas. 

Ende einer Epoche 

Der    Vorsitzende    der 
EVp-ED-Fraktion  im Eu- 
°Päischen Parlament wür- 
zte die Bedeutung dieser 

^Weiterung  der  Europäi- 
schen   Union   mit   einem 
Rückblick auf die europäi- 
Sche Geschichte. Die Erwei- 

rung beende eine Epoche, 
le durch das verbrechen- 
de Regime des National- 

s°zialismus, den Aufstand 

vom 17. Juni 1953 in 
Deutschland gegen das 
kommunistische Regime, 
den Einmarsch sowjetischer 
Panzer in Budapest und Prag 
1956 bzw. 1958 gekenn- 
zeichnet war,aber dann auch 
durch den neuen Aufbruch, 
der mit Solidarnosc in Polen 
begann und schließlich zum 
Fall der Mauer am 9. No- 
vember 1989 führte. Heute 
nun werde die Vision Robert 
Schumans von einem Eu- 
ropa wahr, dem alle Eu- 
ropäerangehören. 

Die Beitrittsländer hätten 
bereits gewaltige Anstren- 
gungen auf dem Wege in die 
Europäische Union ge- 
macht. Diese müssten nun 
auch als Mitglieder der Eu- 
ropäischen Union fortge- 
setztwerden. 

Pöttering bedauerte, dass 
die Regierung der tschechi- 
schen Republik nicht die 
Größe und Stärke aufge- 
bracht habe, ein Wort des 

Bedauerns zur Vertreibung 
der Menschen nach dem 
zweiten Weltkrieg zu sagen, 
wie dies der frühere Präsi- 
dent Vaclav Havel und sein 
Amtsnachfolger Vaclav 
Klaus getan haben. 

Europäischer Konvent 

Diejenigen der Kollegen, 
die ihre Zustimmung zur Er- 
weiterung nicht geben woll- 
ten, da nach i hrer Ansicht die 
institutionelle Entwicklung 
der Europäischen Union 
noch nicht weit genug fort- 
geschritten sei, erinnerte 
Pöttering daran, dass es die 
EVP-ED-Fraktion und das 
Europäische Parlament wa- 
ren, die den Konvent zur Re- 
form der Europäischen 
Union durchgesetzt haben. 
Der Konvent sei der Rah- 
men, in dem die institutio- 
nellen Reformen gemein- 
sam mit dem Parlament er- 
rungen werden müssen. 
„Wir sollten deswegen ge- 
meinsam das alte sich stän- 
dig erneuernde Europa in die 
Zukunft begleiten", erklärte 
Pöttering. 

UiTH/M 
Weitere Infos zur 
EU-Erweiterung: 

www.mehr-europa.de 
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SCHLESWIG-HOLSTEIN 

Peter Harry Carstensen soll Spitzen- 
Kandidat für 2005 werden 

Peter Harry Carstensen 
soll die CDU Schleswig- 
Holstein als Spitzenkandi- 
dat in den Landtagswahl- 
kampf 2005 führen. 

Dies beschloss der erwei- 
terte Landesvorstand der 
CDU Schleswig-Holsteins, 
dem auch die Vorsitzenden 
der Kreis verbände und der 
Vereinigungen angehören, 
einstimmig. Der Landesvor- 
sitzende Peter Harry Cars- 
tensen erklärte sich dazu be- 
reit, der Herausforderer der 
amtierenden Ministerpräsi- 
dentin zu werden. Damit ist 
der Landesvorstand einer 
einstimmigen Initiative der 
15 Kreisverbände gefolgt, 
auf dem Landesparteitag am 
14. Juni Peter Harry Carsten- 
sen aufzufordern, zum Spit- 
zenkandidaten zu kandidie- 
ren. Carstensen erklärte, er 
sei davon überzeugt,dass die 
Chancen für einen Regie- 
rungswechsel ausgespro- 
chen gut seien. „Die CDU 
Schleswig-Holstein ist ge- 
schlossen wie selten zuvor. 
Partei und Fraktion arbeiten 
Hand in Hand, zielgerichtet 
und harmonisch. Die Erfolge 
bei der Kommunalwahl und 
in den vielen, vielen Direkt- 
wahlen  zeigen:  Die CDU 

kann im Norden wieder sie- 
gen - und das werden wir 
2005 auch tun!" 

Der designierte Spitzen- 
kandidat Peter Harry Cars- 

tensen gab nach diesem Ver- 
trauensbeweis direkt die De- 
vise für die Arbeit der näch- 
sten zwei Jahre aus: „Wir 
müssen jetzt die Entschei- 
dungen und Planungen so 
fassen, als wären wir an der 
Regierung." Alle Program- 
me würden darauf geprüft* 
ob die Wünsche auch be- 
zahlt werden können. Op- 
positionsarbeit müsse jetzt 
noch verantwortlicher sein 
als am Anfang der Legis- 
laturperiode. 

MECKLENBURG-VORPOMMERN 

Geschichtswettbewerb 
Anlässlich des 50. Jahrestages des 17. Juni 1953 ver- 

anstaltet die CDU Mecklenburg-Vorpommern einen Ge- 
schichtswettbewerb. Aufgerufen werden alle 10.-13. 
Schulklassen, sich unter dem Motto „Was war bei uns am 
17.Juni 1953 los?" zu beteiligen. Dabei ist der Kreativität 
der Schüler keine Grenze gesetzt. Als Arbeiten können 
eingereicht werden: Aufsätze, Zeitungsartikel, Belegar- 
beiten, Fotocollagen, Wandzeitungen, Internetseiten 
oder Videoclips. Da möglichst ein regionaler Bezug in 
den Arbeiten hergestellt werden sollte, soll ein besonde- 
res Augenmerk auf die Ereignisse in den ehemaligen 
DDR-Bezirken Neubrandenburg, Schwerin und Ros- 
tock gelegt werden. Dem Sieger winken Klassenfahrten 
nach Straßburg/Frankreich, Berlin, Schwerin. Einsende- 
schluss ist der 1. Juni 2003. 

Weitere Infos auf http://www.cdu-mv.de 
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FRANK   STEFFEL: 

Drei-Punkte-Sofortprogramm: 
Wir schaffen Arbeit! 

Berlin erlebte auch im Mo- 
nat März erneut die höch- 
ste Arbeitslosigkeit nach 
dem 2. Weltkrieg. 317.600 
Menschen in der Haupt- 
stadt Berlin sind ohne Ar- 
beitsplatz. Seit dem Amts- 
antritt des Regierenden 
Bürgermeisters Klaus 
Wowereit hat sich die Zahl 
der Arbeitslosen um 20 
Prozent erhöht. 

Berlin braucht Arbeit - 
doch dieser Senat streikt. 
Seit 21 Monaten kein Kon- 
2ept zur Arbeitsmarkt- und 
Wirtschaftspolitik. Dafür 
Sprach- und Tatenlosigkeit 
bei Rot-Rot. 

Die CDU-Fraktion im 
Berliner Abgeordnetenhaus 
fordert deshalb vom Senat 
endlich die Umsetzung des 
brei-Punkte-Sofortpro- 
§ramms, das kurzfristig zu 
einem Rückgang der Ar- 
beitslosigkeit und zu mehr 
Wirtschaftswachstum 
'ühren würde: 

Sofort Beschäftigung 
im Baugewerbe und 
Handwerk steigern 

Wir fordern, dass die 
^aushaltssperre sofort auf- 

gehoben wird, um den Weg 
für Investitionen frei zu ma- 
chen. Wir brauchen drin- 
gend Investitionen und Be- 
schäftigung im Handwerk, 
Bauhaupt- und Bauneben- 
gewerbe, vor allem in den 
kleinen und mittleren Unter- 
nehmen. 

Wir fordernden Kampf 
gegen Schwarzarbeit effek- 
tiv auszuweiten. Dafür brau- 
chen wireine personelle Auf- 
stockung bei den Sonderer- 
mittlungsgruppen und eine 
bessere Ausstattung der 
Wirtschaftsstrafkammern 
und Gerichte. Ebenfalls müs- 
sen wirksame Kontrollmög- 
lichkeiten anhand von Chip- 
karten (fälschungssicherer 
Sozialausweis) geschaffen 
und erweitert werden. 

Wir fordern, dass über 
die   Ausschreibungs-    und 

Vergabepolitik vor allem Ar- 
beitsplätze aus der Region 
berücksichtigt werden. 

Wir fordern, beschränkte 
Ausschreibungen durch öf- 
fentliche Auftragsvergabe 
bis zur Grenze von 250.000 
Euro zu ermöglichen. Nach 
dem Motto: „Der Billigste 
ist nicht immer der Preis- 
werteste" fordern wir, eine 
unterstützende Vergabepo- 
litik, Fach- und Teillose so- 
wie eine Beschränkung der 
Vergabe an Generalunter- 
nehmen. 

Kleine Unternehmen 
und Mittelstand retten, 

durch Eigenkapital 
stärken und 

Existenzgründungen 
ermöglichen 

Das Hauptproblem ge- 
rade kleiner und mittlerer 
Unternehmen und Hand- 
werksbetriebe ist die dünne 
Kapitaldecke. So bestätigt 
sich bei den Masseninsol- 
venzen der vergangenen 
Jahre, dass die Unterneh- 
men nicht aufgrund eines 
schlechten Jahresergebnis- 
ses, sondern vielmehr auf- 
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grund fehlender Liquidität 
Konkurs anmelden müssen. 

Ebenfalls erleben immer 
mehr Unternehmer kleiner 
und mittlerer Betriebe, dass 
die Geschäftsbanken sich 
eher zurückhalten, auch 
wenn es um vergleichsweise 
kleine Kredite geht. Die 
Banken lehnen meist auf- 
grund zu geringer Margen 
bei den Abschlüssen ab, die 
Geschäfte lohnten sich 
nicht. Weiteres Argument: 
Die Sicherheiten der Be- 
triebe seien nicht ausrei- 
chend. Doch dieser Trend ist 
verheerend. Es darf nicht so 
weit kommen, dass sich die 
Banken eher den Analysten 
an der Wall Street verpflich- 
tet fühlen als dem deutschen 
Mittelstand. 

Deshalb fordern wir die 
Auflage eines Liquiditäts- 
und Kapitalhilfeprogramms 
für Betriebe mit bis zu 20 Be- 
schäftigten. Dabei über- 
nimmt das Land Berlin nach 
einer unbürokratischen Kre- 
ditprüfung die Bürgschaft 
für bis zu 10.000 Euro pro 
neu geschaffenem Arbeits- 
platz. Diese Bürgschaft ver- 
setzt den Unternehmer in die 
Lage, bei seiner Bank wei- 
tere Kreditlinien zu erhal- 
ten. Voraussetzung ist 
selbstverständlich, dass der 
Unternehmer für die Lan- 
desbürgschaft wiederum 
persönlich bürgt. 

Die Vorteile dieses In- 
struments liegen auf der 
Hand: die Zinsen für Kre- 
dite an den Unternehmer 
sinken, die Kapitalbeschaf- 
fung wird erleichtert, die 
Abhängigkeit von Banken 
reduziert. Gleichzeitig kön- 
nen auf diese Weise die So- 
zialleistungen verringert 
und Steuereinnahmen er- 
höht werden. Das Risiko für 
die öffentliche Hand ist 
durch die persönliche Bürg- 
schaft des Unternehmers 
begrenzt. Das Programm 
sollte bis 31.12.2005 befri- 
stet und dann stufenweise 
zurückgeführt werden. Mit 
diesem Bürgschaftspro- 
gramm könnten bis zu 
50.000 Arbeitsplätze ge- 
schaffen werden. 

Wir fordern eine sofor- 
tige Kürzung der Gewerbe- 
steuer um 25 Prozent zur 
Steigerung der Attraktivität 
des Standorts und zur Stär- 
kung der Eigenkapitalbasis 
der kleinen und mittleren 
Unternehmen. Durch die 
Absenkung entlasten wir 
die Betriebe schnell und un- 
bürokratisch. Da das Auf- 
kommen dieser Steuer oh- 
nehin rückläufig ist, werden 
wir nach einer kurzfristigen 
Verminderung einen ge- 
genläufigen Trend steigen- 
der Steuereinnahmen auf- 
grund der Folgewirkungen 
verzeichnen.        Sinkende 

Steuersätze führen kurzfri- 
stig zu Mindereinnahmen, 
mittel- und langfristig je- 
doch durch eine Ankurbe- 
lung der Marktkräfte zu 
höheren Steuereinnahmen. 

Tourismus nutzen für 
zusätzliche Arbeits- 

plätze in Handel, 
Hotellerie, Gastro- 

nomie und bei 
Dienstleistungen 

Wir  brauchen  in der 
Hauptstadt Berlin eine Tou- 
rismusoffensive. Deshalb 
empfehlen wir die Aus- 
schreibung zur Entwicklung 
einer internationalen Wer- 
bekampagne für junge Krea- 
tive. Die Kosten einer derar- 
tigen Kampagne und nach- 
folgender Vermarktung soll- 
ten durch die Erlöse aus der 
Privatisierung der Messe 
Berlin gegenfinanziert wer- 
den. Beim Verkauf des Mes- 
segeschäfts gehen wir von 
ca. 30 Millionen Euro aus. 

Wir fordern die sofor- 
tige Liberalisierung der 
Ladenöffnungszeiten. Dies 
allein wäre bereits eine 
neue Werbebotschaft. Flan- 
kiert werden müsste die ge- 
samte Offensive durch ge- 
zielte Anzeigen, Werbe- 
spots, Kampagnen und Ver- 
marktung von Events in 
Zielregionen. 
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ECKART VON  KLAEDEN: 

Schröders Hirsch 
hat getäuscht - 

parlamentarische 
Konsequenz 
erforderlich 

Zu Berichten über die 
Einstellung des staatsan- 
^altschaftlichen Ermitt- 
lungsverfahrens wegen 
angeblich verschwundener 
Akten und Daten im Bun- 
deskanzleramt erklärte 
der parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Nach dem Regierungs- 
wechsel 1998 wurden unter 
der Verantwortung von Bun- 
deskanzler Gerhard Schrö- 
der Vorwürfe über Akten- 
vernichtungen und Daten- 
'öschungen im Bundeskanz- 
'eramt kurz vor dem Regie- 
•^ngswechsel erhoben. Der 
pDp-Politiker Dr. Burkhard 
"irsch wurde zum Sonder- 
ermittler bestellt. Als Ergeb- 
nis seiner Arbeit erstattete 
Staatssekretär Dr. Frank- 
kalter Steinmeier, Bundes- 
kanzleramt,     Strafanzeige. 

AUS DER CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTION ' 

KARL-JOSEF  LAUMANN: 

Peters miss- 
braucht sein 
Amt und die 
Gewerkschaft 

Dr. Burkhard Hirsch setzte 
sich engagiert - quasi wie in 
einem Privatkrieg - bei der 
Staatsanwaltschaft für Er- 
mittlungenein. 

Daten nicht gelöscht 

Jetzt hat die Staatsan- 
waltschaft Bonn zum zwei- 
ten Mal und nach sehr 
gründlicher Prüfung die 
Einstellung des Verfahrens 
vorbereitet. An den erhobe- 
nen strafrechtlichen Vor- 
würfen ist nichts dran: Daten 
sind nicht gelöscht und Ak- 
ten, z.B. Leunaakten, nicht 
kurz vor dem Regierungs- 
wechsel verschwunden. 

Mit anderen Worten: 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder und seine Mann- 
schaft, zu der auch Son- 
derermittler Dr. Burkhard 
Hirsch gehörte, haben zur 
Ablenkung von SPD-Regie- 
rungsunfähigkeit unberech- 
tigte Vorwürfe gegenüber 
der Vorgängerregierung er- 
hoben. 

Dieses gigantische Täu- 
schungsmanöver, an dem im 
Bundeskanzleramt mit viel 
personellem und sachli- 
chem Aufwand über lange 
Zeit gearbeitet wurde, muss 
parlamentarische Konse- 
quenzen haben. Zunächst ist 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder gefordert, sich zu 
erklären. 

Zu den Äußerungen des de- 
signierten IG-Metall-Vor- 
sitzenden Jürgen Peters er- 
klärte der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Wirtschaft 
und Arbeit der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion und 
Mitglied der IG-Metall: 

Es ist ein Unding, dass die 
IG-Metall für Parteipolitik 
innerhalb der SPD instru- 
mentalisiert wird. Herr Pe- 
ters betreibt mit seinen Aus- 
sagen Amtsmissbrauch in 
unerträglicher Weise. Der 
RichtungsstreitderSozialde- 
mokraten muss von den Mit- 
gliedern der SPD entschie- 
den werden, nicht von Herrn 
Peters als Vize der IG-Me- 
tall. Noch vor seinem Amts- 
antritt hat sich Herr Peters für 
den IG-Metall-Vorsitz ab- 
grundtiefdisqualifiziert. 

Der Noch-Vize meiner 
Gewerkschaft hat offenkun- 
dig nicht begriffen, dass die 
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IG-Metall eine parteipoli- 
tisch unabhängige Einheits- 
gewerkschaft ist. Wenn er als 
designierter Vorsitzender 
dieser Gewerkschaft den ver- 
hängnisvollen Weg seines 
Vorgängers weiter gehen 
will, aus der IG Metall eine 
Richtungsgewerkschaft zu- 
gunsten der SPD zu machen, 
soll er das offen sagen. Dann 
werden Mitglieder, die poli- 
tisch anders denken, sich eine 
andere gewerkschaftliche 
Heimat suchen müssen, die 
es gottlob noch immer gibt. 

Herr Peters sollte sich des- 
halb besser auf seinen eige- 
nen Job konzentrieren. Wenn 
über die Hälfte der IG-Metal- 
ler mittlerweile einen Regie- 
rungswechsel will - die 
Wahlergebnisse aus Wolfs- 
burg und Salzgitter lassen 
grüßen -, wäre auch er gut be- 
raten, dies zu akzeptieren. 

CHRISTIAN   RUCK 

PETER   PAZIOREK: 

Deutsches Engage- 
ment im interna- 
tionalen Natur- 
schutz stärken 

Anlässlich eines Experten- 
gesprächs mit Vertretern 
deutscher Naturschutz- 
Organisationen erklärten 
der entwicklungspolitische 
Sprecher und der umwelt- 
politische Sprecher: 

Die fortschreitende Ge- 
fährdung der Schöpfung in 
Entwicklungsländern durch 
Naturzerstörung und den 
Verlust von biologischer 
Vielfalt ist alarmierend. 
Weltweit sind unersetzliche 
Tropenwälder und wichtige 
Ökosysteme in Gefahr; selbst 
Nationalparks und andere of- 
fiziell geschützten Gebiete 
fallen dem Raubbau und der 
illegalen Abholzung zum 
Opfer. Die Folgen der Natur- 
zerstörung sind nicht nur ein 
ökologisches sondern in zu- 
nehmendem Maße auch ein 
globales ökonomisches Pro- 
blem. Ein Beispiel dafür ist 
der Verlust der Tropenwäl- 
der und die damit verbunde- 
nen Kosten der Klimaerwär- 
mung. Zur Zeit besonders ge- 
fährdet ist Südostasien. Dort 
werden jährlich rund 5,8 Mil- 
lionen Hektar Tropenwald 
vernichtet - ein Gebiet in der 
Größe der Schweiz. Allcine 
die durch Walddegradierung 
provozierten Torfbrände im 
indonesischen Teil der Insel 
Borneo im Jahr 1997 haben 
eine Kohlendioxidmenge 
freigesetzt, die mehr als dem 
lOfachen dessen entspricht, 

was in Deutschland in den 
letzten 10 Jahren im Rah- 
men der Kyoto-Verein- 
barungen eingespart 
wurde. 

Da auch anderenorts 
die nationalen und inter- 
nationalen 

Naturschutzbemühungen 
nicht den gefährlichen Trend 
stoppen, fordern wir: 
• einen größeren Stellen- 
wert der Bewahrung der 
Schöpfung und des Ressour- 
censchutzes in der Außen- 
und Entwicklungspolitik; 
• das bilaterale deutsche 
Engagement im internatio- 
nalen Naturschutz zu ver- 
stärken ; 
• die Zusammenarbeit zwi- 
schen den im internationa- 
len Naturschutz tätigen 
deutschen Nichtregierungs- 
organisationen (NGOs) zu 
verbessern; 
• die staatliche Förderung 
deutscher Naturschutz- 
NGOs zu optimieren; 
• Mechanismen zur langfri- 
stigen Finanzierung von Na- 
turschutzprojekten zu ent- 
wickeln; 
• Anreize zu schaffen, um 
die Wirtschaft in Natur- 
schutzprojekte einzubinden; 
• einen regionalen Schwer- 
punkt in Indonesien zu set- 
zen , da diese Wälder derzeit 
am stärksten bedroht sind; 
• den illegalen Tropenholz- 
handel wirksam zu bekämp- 
fen 
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PETER   H I NTZE: 

EU braucht eine 
Einigungsklausel 

£u der Unterzeichnung 
der Beitrittsverträge mit 
den zehn Bewerberstaaten 
111 Athen erklärte der eu- 
r°papoütische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion: 

Für die Menschen in ganz 
Europa bedeutet die Erweite- 
^ng einen Gewinn an politi- 
Scher Stabilität, Wohlstand 
Und sozialer Sicherung. Sie 
lst eine einzigartige Garantie 
rür ein Zusammenleben in 
Mieden, Freiheit und Ge- 
lehrigkeit. Jetzt muss diese 
neue Gemeinschaft mit Le- 
ben erfüllt werden. Nach 
Jem Sieg der USA über die 
^'ktatur in Bagdad ist die 
^eubelebung der transatlan- 
tischen Partnerschaft und die 
Weiterentwicklung der eu- 
ropäischen Außenpolitik das 
Gebot der Stunde. 

, Die Beitrittsländer haben 
lr)en Anspruch darauf, part- 

nerschaftlich behandelt zu 
erden. Deshalb müssen sie 

schon heute in den zentralen 
außen- und sicherheitspoli- 
tischen Fragen der EU ein- 
bezogen werden. Die Lehre 
aus dem zurückliegenden 
Streit im Zusammenhang 
mit dem Irakkonflikt lautet: 
Europa wird nur durch Ei- 
nigkeit politisch stark. Hier- 
für müssen in einem Europa 
der 25 die institutionellen 
Voraussetzungen geschaf- 
fen werden. So sollte in die 
künftige EU-Verfassung 
eine Einigungsklausel auf- 
genommen werden, wonach 
die Mitgliedstaaten in 
außen- und sicherheitspoli- 
tischen Fragen zunächst der 
EU die Chance zu einer ge- 
meinsamen Position geben 
müssen,bevor sie sich auf ei- 
nen eigenen Standpunkt öf- 
fentlich festlegen. 

Bei aller Freude über die 
Erweiterung müssen mit 
Blick auf die Zukunft der EU 
Gefühl und Verstand beiein- 
ander bleiben. Nur eine EU, 
die neue Mitglieder poli- 
tisch und wirtschaftlich gut 
verkraftet, kann ihre Rolle 
als Anker eines stabilen und 
sicheren Europas ausfüllen. 
Deswegen müssen die Er- 
fahrungen dieser Erweite- 
rungsrunde erst abgewartet 
werden, bevor über die Auf- 
nahme weiterer Mitglieder 
beraten werden kann. Ein 
Europa ohne Definition sei- 
ner Ziele und Grenzen wür- 
de sich verlieren. 

DIETRICH 

AUSTERMANN: 

Wie im Juni 1982 

Zu der Entwicklung des 
laufenden Bundeshaus- 
haltes infolge der aktuel- 
len Wirtschaftprognose 
erklärte der haushaltspo- 
litische Sprecher: 

Die Risiken im Bundes- 
haushalt 2003 belaufen sich 
bereits heute auf etwa 13 - 
15 Mrd. Euro. Das bestäti- 
gen die Sachverständigen 
mit ihrem Gutachten zur 
Wirtschaftsentwicklung. 
Bevor Eichels Haushalt Ge- 
setzeskraft erlangt hat, ist er 
Makulatur. Mit der Mai- 
Steuerschätzung steht der 
nächste Kassensturz bevor. 
Dann muss Eichel den Of- 
fenbarungseid abgeben: 

Die Verfassung wird in 
diesem Jahr erneut verletzt, 
da die Neuverschuldung des 
Bundes über den Investitio- 
nen liegen wird. Der Stabi- 
litätspakt wird verletzt, da 
neue Schulden der Bundes- 
republik über 3 % des BIP 
liegen werden und die Ge- 
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samtverschuldung 60 % des 
BIP deutlich übersteigt. Die 
Arbeitslosigkeit explodiert. 

Historische Parallelen 

Das alles erinnert sehr an 
den Juni 1982. Damals ist 
Kanzler Schmidt praktisch in 
seiner eigenen Fraktion, die 
ihm wenige Monate zuvor 
noch das erzwungene Ver- 
trauen aussprach, mit der 
Forderung nach weiteren so- 
zialen Einschnitten geschei- 
tert. Die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen sind 
mit den heutigen identisch. 
Ein Nachtragshaushalt  mit 

klarer Perspektive, echten 
Sparbemühungen und Um- 
steuern zu mehr Investitio- 
nen muss auf den Tisch. 
Noch vor der Sommerpause 
müssen weitreichende Re- 
formen der Sozialsysteme 
beschlossen sein. Der Ar- 
beitsmarkt muss flexibler 
werden. Genehmigungsver- 
fahren müssen beschleunigt 
werden. Die Steuerreform ist 
fortzuführen. Wenn schon 
bei den zaghaften Schritten 
des Kanzlers in Richtung Re- 
formen SPD und Grüne knei- 
fen, ist die komplette Wie- 
derholung von 1982 nicht 
fern. Das ist Versagen vorder 
Gegenwart! 

DAGMAR   WöHRL: 

Rot-Grün konzeptlos 

Zur Vorlage des Früh- 
jahrsgutachtens 2003 er- 
klärt die wirtschaftspoliti- 
sche Sprecherin: 

Die Bundesregierung 
steht nicht nur auf der 
Wachstumsbremse, sondern 
hat sogar den  Rückwärts- 

Mitgliederentwicklung bei der CDU stabil 
Während in der SPD der 
Unmut über die Politik 
von Kanzler Schröder 
wächst und die sozialde- 
mokratischen Landesge- 
schäftsstellen mehrheit- 
lich hohe Parteiaustritts- 
zahlen nach Berlin mel- 
den müssen, verzeichnet 
die CDU stabile Mitglie- 
derzahlen. 

Gaben im ersten Quartal 
2003 allein in Bayern 2000, 
in Hessen 600 und in Nord- 
rhein-Westfalen sogar 3312 
Genossen ihr Parteibuch an 
das Willy-Brand-Haus zu- 
rück,verbuchtedie Union im 

Monat März 2.067 Partei- 
eintritte. Dies gab bei einer 
Presseunterrichtung der 
Generalsekretär der CDU 
Deutschlands, Laurenz 
Meyer, bekannt. Dieser ho- 
hen Zahl von Parteieintritten 
stünden im Monat März ins- 
gesamt2.253 Parteiabgänge 
gegenüber. Diese Zahl setze 
sich wie folgt zusammen: 
116 Mitgliedersind aus poli- 
tischen Gründen aus der 
CDU ausgetreten. Weitere 
408 Mitglieder haben ihr 
Parteibuch ohne Angabe 
von Gründen zurückgege- 
ben und 288 Mitglieder sind 

aus der Partei aus sozialen 
und persönlichen Gründen 
ausgetreten. Hinzu kommen 
noch 438 verstorbene Mit- 
glieder, 54 unbekannt ver- 
zogene Mitglieder sowie 
jene, die augrund nicht be- 
zahlter Mitgliedsbeträge 
aus den Karteien der Kreis- 
verbände gestrichen wurden 
(681). Das Saldo der Mit- 
gliederentwicklung im 
März beträgt damit -186 
Mitglieder. 

Die Gesamtmitglieder- 
zahl der CDU Deutschlands 
im März gab Laurenz 
Meyer mit 592592 an. 
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gang eingelegt. Ohne Kon- 
zept in der Wirtschaftspolitik 
treibt Rot-Grün unser Land 
lrnmer tiefer in die Krise. 

Die kontraproduktiven 
Entscheidungen in der Fi- 
nanz-, Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik werden 
selbst das magere Trend- 
Wachstum von 1 1/2 Prozent 
noch einmal um ein Drittel 
auf nur noch 1 Prozent sen- 
ken. Während Deutschland 
gemeinsam mit Portugal in 
2004 weiterhin Wachstums- 
schlusslicht bleibt, hat sich 
Rot-Grün nur bei den Ar- 
beitslosenquoten auf den 
vierthöchsten Platz im Eu- 
r°raum „vorgearbeitet". 

Eine Trendwende ist da- 
'fiit in weite Ferne gerückt, 
^ie Wirtschaftsexperten ge- 
ben in diesem und im näch- 
sten Jahr mit 4,5 Mio. Er- 
werbslosen sogar von  der 
höchsten Arbeitslosenzahl in 
er    Nachkriegsgeschichte 

aus. Rechnet man die kalen- 
derbedingten  Zusatzeffekte 
j*us dem Wachstum heraus, 
b|eibt auch das BIP sowohl in 
^°03 und 2004 erneut deut- 
en   unter   der   Beschäfti- 

§ür>gsschwelle    von    rund 
wei Prozent. Besserung auf 
em    Arbeitsmarkt    daher 
ehlanzeige. 

Öiese katastrophale Ent- 
'eklung ist nicht vom Him- 

me| gefallen, sondern selbst- 
ge"iacht. Nicht die Weltkon- 
junktur,   sondern   Fehlent- 

scheidungen in Berlin haben 
diese nationale Krise verur- 
sacht. Denn ohne den Export 
sähe die Lage sogar noch dü- 
sterer aus. Die Wirtschafts- 
experten bestätigen zudem, 
dass auch die Kanzler- 
Agenda 2010 nicht reicht, um 
auf einen höheren Wachs- 
tumspfad einzuschwenken. 

Es ist daher Zeit, dass die 
Bundesregierung den Gang 
wechselt und endlich den 
Fuß von der Wachstums- 
bremse nimmt. Die Union ist 
bereit, die nötigen Reformen 
nicht nur anzukündigen, son- 
dern auch umzusetzen. 

THOMAS   RACHEL: 

Unions-Sach- 
verständige für die 

Enquete-Kom- 
mission benannt 

Zu der Vorstellung der 
Unions-Sachverständigen 
für die Enquete-Kommis- 
sion „Ethik und Recht der 
modernen Medizin" er- 
klärte der Kommissions- 
Sprecher: 

Die Möglichkeiten der 
modernen Biomedizin bewe- 
gen unsere Gesellschaft.Des- 
halb werden sowohl Chancen 
als auch Risiken der moder- 
nen Medizin in der neuen En- 
quete-Kommission des Bun- 
destages beraten und Vor- 
schläge für das Handeln des 
Parlaments in bioethischen 
Fragestellungen entwickelt. 

Die Union benennt fol- 
gende fünf Sachverständige: 
• Prof. Dr. Johannes Reiter, 
Professor für katholische 
Moraltheologie, Uni Mainz; 
• Prof. Dr. Wilfried Härle, 
Professor für Systematische 
Theologie, Uni Heidelberg 
und Vorsitzender der Kam- 
mer für Öffentliche Verant- 
wortung der Evangelischen 
Kirche Deutschland, • Prof. 
Dr. med. Eberhard Klaschik, 
Professor für Palliativmedi- 
zin, Uni Bonn; • Rainer 
Beckmann, Richter am 
Amtsgericht Kitzingen; • 
Prof. Dr. Bärbel Friedrich, 
Professorin für Mikrobiolo- 
gie, Humboldt-Uni Berlin 
und Vizepräsidentin der DFG 

Als „C" -Partei wares uns 
wichtig, sowohl ein Vertre- 
ter der katholischen Theolo- 
gie als auch der evangeli- 
schen Theologie zu benen- 
nen und damit beide Kon- 
fessionen in die Diskussion 
in die Fragen der Bioethik, 
die oftmals unmittelbar das 
Wesen des Menschen be- 
treffen, einzubeziehen. 
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Aktion: Gegen den Bürokratiefrust 

wenigerbuerokratie.de 
FREIHEIT WAGEN - BÜROKRATIE ABBAUEN 

IHR VORSCHLAG 

Sagen Sie Ihre Meinung! 

Öffnen Sie unser Formular 
und sagen Sie, welche 
negativen Erfahrungen Sie 
mit Bürokratie gemacht 
haben und welche 
Änderungen 
Sie vorschlagenl 

Herzliche Willkommen bei www.wenigerbuerokratie.de ! 

FREIHEIT WAGEN - BÜROKRATIE ABBAUEN 

Die Überregulierung und die damit verbundene Bürokratie in Deutschland 
sind ein Ärgernis für viele Bürgerinnen und Bürger: Es gibt zu viele 
Regelungen; manche sind widersprüchlich und/oder überzogen. 

Verwaltungsvorgange sind immer noch zu umständlich und zu langsam. 
Dadurch wirkt Bürokratie auch wachstumshemmend. 

Bürokratie abbauen 
Verwaltung vereinfachen 
Entscheidungen schneller machen 

>> Kontakt 
>> Impressum 

J ^c 

Mehr als einmal hat sich 
Bundeskanzler Schröder 
gegen die übermäßige Bü- 
rokratie in Deutschland 
ausgesprochen. Nur getan 
hat er nichts. Die CDU/ 
CSU-Fraktion dagegen 
handelt: Sie hat eine Ar- 
beitsgruppe „Bürokratie- 
abbau" eingesetzt und eine 
begleitende Internet-Ak- 
tion gestartet. 

Über ein im Internet ab- 
rufbares Formular (www. 
wenigerbuerokratie.de) 
können Bürgerinnen und 
Bürger auf Fälle Übertriebe- 
neroder unsinniger Bürokra- 
tie hinweisen. Auch Vor- 
schläge zur Verbesserung 
und Vereinfachung lassen 
sich auf der zentralen Web- 

site der Aktion „Freiheit 
wagen - Bürokratie wagen" 
eintragen. Die Arbeits-grup- 
pe der CDU/CSU-Fraktion 
sammelt die Beiträge in einer 
Datenbank und wertet sie 
aus. Aus den Ergebnissen 
sollen sich Initiativen zum 
Bürokratieabbau in Deutsch- 
land ergeben. 

Um eine breite Öffent- 
lichkeit zu erreichen, soll die 
zentrale Website der Aktion 
mit möglichst vielen Home- 
pages der Unions-Bundes- 
tagsabgeordneten verknüpft 
werden. Ein auf der Frak- 
tions-Website verfügbarer 
grafischer Banner kann in 
die Seiten der Abgeordneten 
eingebunden werden. Die 
Beiträge der Nutzer werden 

automatisiert an die Abge- 
ordneten weitergeleitet, über 
deren Website sie eingingen- 
Die individuelle Beantwor- 
tung der Beiträge oblieg1 

dann den Abgeordneten. 
Die Arbeitsgruppe „Bü- 

rokratieabbau" der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
tagt seit Januar dieses Jahres- 
Die Parlamentarier wollen 
Vorschläge erarbeiten, wie 
die Gesetzes- und Verord- 
nungsflut in Deutschland 
verringert und Wirtschafts- 
hemmnisse abgebaut werden 
können. In einem bereits er- 
arbeiteten Grundsatzpapier 

hat die Arbeitsgruppe zehn 
Maßnahmen benannt, m'1 

denen bürokratische Hürden 
beseitigt werden können. 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

CDU    Dankmedaille UBC 

Als Erinnerung und zum 
Dank bei vielen Anlässen 

Die Vorderseite mit den umlaufenden Namen aller 
Parteivorsitzenden von Konrad Adenauer bis zu 
Angela Merkel und dem CDU-Logo in der Mitte. 

Die Rückseite mit umlaufender Schrift 
„Christlich Demokratische Union Deutschlands- 
Zum Dank" und dem stilisierten 
Konrad-Adenauer-Haus in der Mitte. 

In Bronze, massiv geprägt, 
50 mm Durchmesser, patiniert, im Etui, 
Stückpreis 15 €, einschließlich Mehrwertsteuer, 
zuzüglich Porto und Verpackung. 
Preise für Namensgravur und 
Beschriftung der Etuis auf Anfrage. 

In Feinsilber 999, massiv spiegelglanzgeprägt, 
40 mm Durchmesser, 23 g, im Etui, 
Stückpreis 35 €, einschließlich Mehrwertsteuer, 
zuzüglich Porto und Verpackung. 

Fax-Bestellung Q %116 

Die Lieferung wird erbeten 
gegen Rechnung an folgende Anschrift: 
(bitte keine Posifachanschrift!) 

•sot-*11 

Medaille 

1   in Bronze 

    Stück 

[    |  in Feinsilber 999 

—   Stück 

Name, Vorname/Organisation 

Straße 

PLZ/Ort 

Datum/Unterschrift 

Union Betriebs-GmbH • Frau Christa Greef 
Egermannstraße 2 • 53359 Rheinbach 
Telefon 02226/802-102 
E-Mail: christa.greef@ubg-medienzentum.de 
www.ubg-medienzentrum.de 
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Der FriikliM) iJt ** - 5e(te Zeit ;fvtr StraßeMoiMvaftiH^ 
Streuartikel für Canvassing und Veranstaltungen 

Luftballon „CDU" 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 

Luftballon „Smilie" 

Bestell-Nummer: 9874 
Preis je 100 Stück: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 12,76 € 

Papierfähnchen „CDU und Deutschland* 
Papierfähnchen mit 2 verschiedenen Seiten 

Bestell-Nummer: 9426 
Preis je 1.000 Stück: 53,00 € 
inkl. MwSt.: 61,48 € 

. 

Aufkleber „CDU" 
Durchmesser: 5 cm 
Bestell-Nummer: 9891 
Preis je 100 Stück: 8,00 € 
inkl. MwSt.: 9,28 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentruin 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

4FCo 

Einkaufswagen-Chip 

Bestell-Nummer: 9070 
Preis je 100 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer: 9102 
Preis je 100 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt.: 25,52 € 

Pin „CDU" 

Bestell-Nummer: 9875 
Preis je 100 Stück: 20,00 € 
inkl. MwSt.: 23,20 € 

Streichhölzer 

Bestell-Nummer: 9831 
Preis je 100 Stück: 7,00 € 
inkl. MwSt.: 8,12 € 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

ob Orofi oder Klefa - mfere tyvnp*tkie#rw«irtfkel (IM* iwwwr beliebt! 

Mint-Card 

Bestell-Nummer: 9830 
Preis je50 Stück: 43,00 € 
inkl. MwSt.: 49,88 € 

Frischer Wind 
für Deutschland. 

J 
Pustefix 
36 Pustefix in einer Box 

Bestell-Nummer: 9832 
Preis je Pustefix-Box: 11,00 € 
inkl. MwSt.: 12,76 € 

Gummibärchen 
100 Minibeutel in einer Runddose 

Bestell-Nummer: 9547 
Preis je 100 Stück: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 12,76 € 


